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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 

(15. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung 
vorgelegten Vorschlag der Kommission der EWG für 

a) eine Richtlinie des Rates über die Verwirklichung der 
Niederlassungsfreiheit und des freien Dienstleistungsver- 
kehrs für die selbständigen Tätigkeiten des Architekten 

b) eine Richtlinie des Rates über die gegenseitige Anerkennung 
der Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstige Befähigungs- 
nachweise für die selbständigen Tätigkeiten des Architekten 

c) eine Richtlinie des Rates über die Koordinierung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften für die selbständigen Tätig- 
keiten des Architekten 

d) eine Empfehlung des Rates über die Staatsangehörigen des 
Großherzogtums Luxemburg, die Inhaber eines in einem 
Drittland ausgestellten Architektendiploms sind 

— Drucksache V/1810 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Apel 


Die Vorlage — Drucksache V/1810 — wurde mit 
Schreiben des Herrn Präsidenten vom 31. Mai 1967 
dem Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 
mit Frist zur Vorlage des Berichts am 27. Oktober 
1967 zur Beratung zugewiesen. 

1. Die von der Kommission der EWG vorgelegten 
Richtlinien-Entwürfe beabsichtigen 

a) die rechtlichen Voraussetzungen für die Libe- 
ralisierung der Architektentätigkeit innerhalb 
der Gemeinschaft zu schaffen. Der Anwen- 
dungsbereich dieser Liberalisierungsricht- 
linien beschränkt sich auf den Abbau diskri- 
minierender Vorschriften, die die selbständige 
Tätigkeit von Architekten innerhalb der Ge- 
meinschaft behindern könnten. Voraussetzung 
für die Tätigkeiten auf dem Gebiet der Archi- 
tektur ist, daß sie von einem Berufsangehöri- 
gen ausgeübt werden, der in einem Mitglied- 
staat die Berufsbezeichnung Architekt führen 
darf. Nicht betroffen von dieser Richtlinie sind 


die Tätigkeiten des Gartenbauarchitekten, des 
Innenarchitekten, des Dekorateurs und des 
Städtebauers oder die Tätigkeiten des In- 
genieurs. Ebenso sollen die Richtlinien keine 
Anwendung finden für Industriegesellschaften 
des Baugewerbes. 

b) In dem Vorschlag der Kommission für eine 
Richtlinie über die gegenseitige Anerkennung 
der Diplome, Prüfungszeugnisse und sonsti- 
gen Befähigungsnachweise für die selbständi- 
gen Tätigkeiten des Architekten werden die 
Einzelheiten einer gegenseitigen Anerken- 
nung für die selbständigen Tätigkeiten des 
Architekten festgelegt. 

2. Der Ausschuß hat es begrüßt, daß auch für die 
Tätigkeiten der Architekten alle diskriminieren- 
den Vorschriften aufgehoben werden sollen, die 
verhindern, daß sie in den Mitgliedstaaten ihre 
Tätigkeit ausüben können. Es wurde jedoch be- 
dauert, daß nur die von Hochschulen mit Univer- 
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sitätsrang ausgestellten Diplome ausreichende 
Gewähr für eine gleichwertige Ausbildung bieten 
sollen und daß daher nur solche Diplome im Auf- 
nahmeland pauschal — ohne Prüfung im Einzel- 
fall — anerkannt werden sollen, soweit das Auf- 
nahmeland die Tätigkeit als Architekt überhaupt 
von einem besonderen Diplom abhängig macht. 
Das würde für die Bundesrepublik bedeuten, daß 
die Absolventen der deutschen Ingenieurschulen, 
das sind rund zwei Drittel der selbständigen 
Architekten in Deutschland, von der automati- 
schen Anerkennung in anderen Mitgliedstaaten 
ausgeschlossen würden, während die diplomier- 
ten Architekten der anderen EWG-Länder weit- 
gehend in den Genuß dieser Richtlinien kommen. 
Dies erscheint aus folgenden Gründen ungerecht- 
fertigt: 

a) Den deutschen Ingenieurschulen stehen in an- 
deren Mitgliedstaaten keine Ausbildungs- 
stätten gegenüber, die — abgesehen von den 
in Artikel 2 der Anerkennungsrichtlinie als 
Hochschulen anerkannten Anstalten — ein 
auch nur annähernd gleich hohes Ausbil- 
dungsniveau vermittelten. 

b) Es bestehen erhebliche Zweifel, ob alle der in 
Artikel 2 der Anerkennungsrichtlinie genann- 
ten Allsbildungsstätten anderer Mitgliedstaa- 
ten tatsächlich Universitätsrang besitzen. 

c) Das besondere Anerkennungsverfahren für 
Architekten ohne Hochschuldiplom, das die 
EWG-Kommission in Artikel 2 der Koordinie- 
rungsrichtlinie speziell im Hinblick auf die 
Absolventen der deutschen Ingenieurschulen 
vorschlägt, stellt keine angemessene Ersatz- 
lösung dar. Die Praxis hat erwiesen, daß die 
Absolventen der deutschen Ingenieurschulen 
tatsächlich ausreichend vorgebildet sind, um 
die Architektentätigkeiten, die für die Richt- 
linien liberalisiert werden sollen, zuverlässig 
zu erfüllen. Dieses Verfahren würde praktisch 
bedeuten, daß ein aus Hochschulprofessoren 
bestehender Prüfungsausschuß einem Inge- 
nieurschularchitekten die Bescheinigung nur 
geben würde, wenn er „mindestens"' die glei- 


chen Kenntnisse und Fähigkeiten wie ein 
Hochschulabsolvent besitzt. Offensichtlich 
dürfte eine solche Bescheinigung nur aus- 
nahmsweise zu erlangen sein. Neben dieser 
verfahrensmäßigen Schwierigkeit tritt die 
sachliche Erschwernis, daß die Absolventen 
der deutschen Ingenieurschulen an . dem be- 
sonders hohen Niveau der deutschen Techni- 
schen Hochschulen gemessen werden, wobei 
es fraglich ist, ob alle der in Artikel 2 ge- 
nannten ausländischen Hochschulen diesem 
Niveau voll entsprechen. 

Der Ausschuß war deshalb übereinstimmend der 
Auffassung, daß das von der Kommission vor- 
gesehene Anerkennungsverfahren für Architek- 
ten ohne Hochschulbildung mit dem Ziel über- 
prüft werden sollte, ein Verfahren zu entwickeln, 
das den besonderen Belangen der Absolventen 
von staatlich anerkannten Ingenieurschulen an- 
gemessen Rechnung trägt. Der Ausschuß emp- 
fiehlt deshalb der Bundesregierung, den Richt- 
linienentwürfen zu b) und c) nur zuzustimmen, 
wenn es ihr bei den weiteren Verhandlungen im 
Rat gelingt, daß das Zeugnis über den erfolg- 
reichen Abschluß des Architektenstudiums an 
einer für die Absolventen staatlichen oder staat- 
lich anerkannten Ingenieurschule Berücksichti- 
gung findet. 

3 . Der Ausschuß unterstützt die Anregung des Bun- 
desrates, wonach in Artikel 2 der Richtlinien zu a) 
allgemein bei allen Staaten von einer Örtlichen 
Aufführung der einzelnen Architektenschulen ab- 
gesehen und statt dessen jeweils lediglich die ent- 
sprechende Gattungsbezeichnung gewählt wer- 
den soll. Dagegen vermochte sich der Ausschuß 
der Empfehlung des Bundestages, Artikel 5 der 
Richtlinie zu a) zu streichen, nicht anzuschließen. 
Vielmehr hält es der Ausschuß für einen Vorteil, 
wenn es den Architekten gestattet wird, ihre im 
Pleimat- oder Herkunftsland gültige und recht- 
mäßige Ausbildungsbezeichnung und deren Ab- 
kürzung in der Sprache seines Landes mit dem 
Namen und dem Ort der Lehranstalt, die diesen 
Titel verliehen hat, zu führen. 


Bonn, den 5. Oktober 1967 


Dr. Apel 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. von den Vorschlägen der Kommission der EWG 

für 

a) eine Richtlinie des Rats über die Verwirk- 
lichung der Niederlassungsfreiheit und des 
freien Dienstleistungsverkehrs für die selb- 
ständigen Tätigkeiten des Architekten 

b) eine Richtlinie des Rats über die gegenseitige 
Anerkennung der Diplome, Prüfungszeugnisse 
und sonstigen Befähigungsnachweise für die 
selbständigen Tätigkeiten des Architekten 

c) eine Richtlinie des Rats über die Koordinie- 
rung der Rechts- und Verwaltungsvorschrif- 
ten für die selbständigen Tätigkeiten des Ar- 
chitekten 


d) eine Empfehlung des Rats über die Staats- 
angehörigen des Großherzogtums Luxemburg, 
die Inhaber eines in einem Drittland ausge- 
stellten Architektendiploms sind 

— Drucksache V/1810 — Kenntnis zu nehmen und 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, den Vorschlä- 
gen der Kommission zu b) und c) im Rat nur zu- 
zustimmen, wenn sichergestellt wird, daß das 
Zeugnis über den erfolgreichen Abschluß des 
Architektenstudiums an einer öffentlichen oder 
einer rechtlich gleichgestellten privaten Inge- 
nieurschule in Deutschland in den Anwendungs- 
bereich des Artikels 2 der Richtlinie zu b) berück- 
sichtigt wird. 


Bonn, den 5. Oktober 1967 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 


Dr. h. c. Menne (Frankfurt) 

Vorsitzender 


Dr. Apel 

Berichterstatter 



